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Große Mehrheit im EP 
stimmt für EU-Erweiterung 
Mit überwältigender Mehrheit hat das Europäische 

Parlament dem Beitritt von zehn Staaten zur Eu- 
ropäischen Union zum 1. Mai 2004 befürwortet. Die 
Abgeordneten stimmten am 9. April im Straßburger 
Plenum der Aufnahme Polens, Ungarns, Tschechi- 
ens, Estlands, Lettlands, Litauens, Sloweniens, der 
Slowakei sowie Maltas und Zyperns in Einzelabstim- 
mungen zu. Die Verträge für die Erweiterung sollen 
am 16. April von den EU-Staats-und Regierungschefs 
in Athen unterzeichnet werden. Danach beginnt der 
Ratifizierungsprozess sowohl in den 15 EU-Staaten 
als auch in den Kandidatenstaaten. Außerdem wer- 
den in allen Beitrittsstaaten mit Ausnahme Zyperns 
Volkbefragungen abgehalten. Malteser und Slowe- 
nen haben dem EU-Beitritt bereits zugestimmt. 
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IRAK-KRIEG 

HANS-GERT  PöTTERING: 

Nur eine starke EU kann Rolle in der 
Nachkriegsordnung im Irak übernehmen 

Wir  alle  wünschen 
uns  heute,  dass 

der Krieg im Irak und das 
grausame Regime Sad- 
dam Husseins und sei- 
ner Familie so schnell 
wie   möglich   beendet 
werden kann. Wir wün- 
schen den Menschen im 
Irak und in der ganzen 
Region, dass sie in Frie- 
den und Freiheit die De- 
mokratie zur Grundlage 
ihres zukünftigen Zusam- 
menlebens aufbauen können. Die Eu- 
ropäer werden bei dem Aufbau der 
Nachkriegsordnung eine große Verant- 
wortung übernehmen müssen. Die im 
Vorfeld des Krieges entstandenen Dif- 
ferenzen zwischen den Europäern müs- 
sen deswegen als vergangen beigelegt 
werden und alle politisch Verantwortli- 
chen sollten im Interesse der Men- 
schen den Blick nach vorne auf die Auf- 
gaben der Zukunft richten. 

Mit dem Besuch des amerikanischen 
Außenministers Colin Powell in Brüssel, 
der Anfang April die EU-Troika und die EU- 
Außenministergetroffen hat, kann als ei- 
ne Anerkennung der außenpolitischen 
Rolle der Europäischen Union durch die 
USA gewertet werden. Powells Besuch 
ist ein Zeichen dafür, dass die USA die 
Bedeutung eines einigen Europas als 

Hans-Gert Pöttering MdEP 

verlässlichem Partnerer- 
kannt und sich von dem 
Kurs der bilateralen Be- 
ziehungen zu einzelnen 
Ländern in Europa, wie 
von den USA zu Kriegs- 
beginn gepflegt, abge- 
wandt haben. 

Die  Europäer  ihrer- 
seits müssen allerdings 
sehr   zügig   politische 
Signale nach Washing- 
ton geben und deutlich 
machen, dass sie zwar 

über den Beginn des Krieges unter- 
schiedliche Meinungen hatten, aber 
hinsichtlich der Schaffung einer soli- 
den und dauerhaften Nachkriegsord- 
nung eine einige und starke Position 
haben und gemeinsam eine herausra- 
gende Rolle übernehmen werden. Da- 
bei müssen nicht nur die EU-Außenmi- 
nister,   sondern   auch   die   Gemein- 
schaftsinstitutionen,     insbesondere 
die Kommission, EU-Außenkommissar 
Chris Patten und der Hohe Repräsen- 
tant JavierSolana, voll einbezogen wer- 
den. Die Europäische Union, die u.a. in 
Südosteuropa wertvolle Erfahrungen 
beim Wiederaufbau in Zusammenar- 
beit mit den Vereinten Nationen ge- 
sammelt hat, sollte daher schnell und 
nachdrücklich daraufdrängen, die Rol- 
le der Vereinten Nationen, aber auch 
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IRAK-KRIEG 

der NATO nach Beendigung des Krie- 
ges zu definieren. 

Die Sicherung des Friedens im Irak 
und in der Region sollte multilateral 
durch   internationale   Organisationen 
garantiert werden. Dabei wird den USA 
eine besondere Rolle zukommen. Die 
wichtigste Lektion des Irak-Krieges soll- 
te sein, dass die internationale Ge- 
meinschaft  sich   auf  gemeinsames 
Rechtgründen muss, wenn sie den Frie- 
den sichern will. Dazu gehört im Nahen 
Osten auch, dass die Existenz Israels 
in gesicherten Grenzen ebenso garan- 
tiert wird, wie das friedliche Leben der 
Palästinenser in einem eigenen Staat. 

Für die zukünftigen Beziehungen Eu- 
ropas zu den USA wird es wichtig sein, 
erstens nie zu vergessen, dass die Ur- 
sache des Irak-Krieges im verbrecheri- 
schen System Saddam Husseins lag 
und zweitens, dass das Problem der 
transatlantischen Beziehungen zu Kriegs- 
beginn auf ein „Zuwenig" Europa, nicht 
ein „Zuviel" an Amerika zurückzuführen 
ist. Vor allem müssen die Europäer ver- 
meiden, daß es wieder zu Achsenbil- 
dungen zwischen europäischen Haupt- 
städten kommt. Europa darf im übrigen 
nicht im Gegensatz zu den USA definiert 

werden, sondern ist als gleichberechtig- 
ter Partner Amerikas im Rahmen des 
transatlantischen Bündnisses zu sehen. 

Es ist die Aufgabe der Europäer im 
Rahmen der Europäischen Union und 
der Gemeinschaftsinstitutionen mehr 
außenpolitische Verantwortung zu über- 
nehmen, von politischen Alleingängen 
wie Bundeskanzler Schröder sie zum 
Nachteil der Gemeinschaft unternom- 
men hat, abzusehen und mit einer Stim- 
me in der Weltpolitik zu sprechen. Die 
Friedensordnung der Europäischen Uni- 
on kann über ihre Grenzen hinaus auch 
in den Nachbarre-gionen ein politisches 
Beispiel für die Sicherung von Frieden, 
Freiheit und Demokratie geben. Dies ist 
jedoch nur möglich, wenn die Europäi- 
sche Union durch Gemeinsamkeit und 
Geschlossenheit nach außen größere 
politische Stärke zeigt als dies zu Be- 
ginn des Irak-Krieges leider der Fall war. 
Nur ein starkes Europa wird in der Lage 
sein, bei der Sicherung der Nachkriegs- 
ordnung im Irak seine politische Rolle zu 
übernehmen. 

Prof. Dr. Hans-Gert Pöttering (CDU 
Niedersachsen) ist Vorsitzender der 
EVP-ED-Fraktion im Europäischen Parla- 
ment. 

Eva Klamt: Justiz soll Blick auf die Opfer lenken 

Für eine Orientierung der Justiz an den Belangen des Opfers hat sich die CDU-Europa- 
abgeordnete Ewa Klamt vordem Plenum des Europäischen Parlaments in Straßburg ein- 
gesetzt. Dabei komme der Wiedergutmachung von Schäden eine zentrale Bedeutungzu. 
Die EVP-Innenpolitikerin forderte die Schaffung eines europaweiten Netzes nationaler 
Kontaktstellen mit dem Ziel einer opferorientierten Justiz. Die CDU-Europaabgeordnete 
begrüßte entsprechende Initiativen der EU-Mitgliedstaaten, um die Standards innerhalb 
der Europäischen Union zu vereinheitlichen und einen dringend notwendigen Informati- 
onsaustausch in Gang zu bringen. Dazu müsse auch die sogenannte Mediation gehören, 
bei der Opfer und Täter unter Vermittlung eines neutralen Dritten miteinander sprechen 
und gemeinsam Lösungen für die durch eine Straftat verursachten Probleme suchen. 
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PRO DU KTPIRATER I E 

HANS-PETER  MAYER: 

EU kein sicherer Hafen für Produktpiraten 
RICHTLINIENENTWURF ZUR  BEKäMPFUNG  DER  PRODUKTPIRATERIE 

Die Europäische Kom- 
mission hat kürzlich 

eine Richtlinie zur Be- 
kämpfung der Produktpi- 
raterie in der EU vorge- 
legt, „Enforcement Di- 
rective" genannt. Ziel ist 
die Mindestharmonisie- 
rung der nationalen 
Durchsetzungsinstru- 
mente im Bereich des Zi- 
vil Prozessrechts zum 
Schutz geistiger Eigen- 
tumsrechte (z.B.: Urhe- 
berrecht, Markenrecht, Patentrecht). Es 
wird kein neues materielles Recht ge- 
schaffen, sondern die bessere Durch- 
setzung bereits bestehender Schutz- 
rechte angestrebt. 

Das Problem der Produktpiraterie ist 
für die betroffenen Wirtschaftszweige 
drängend. Verläßliches Zahlenmaterial 
übergefälschte oder nachgeahmte Pro- 
dukte im Binnenmarkt gibt es nicht, da 
bisher keine wissenschaftlich fundierte 
Methode zur Datenerhebung besteht. 
Die Zahlen der an den Außengrenzen 
der EU durch den Zoll beschlagnahm- 
ten Gegenstände lassen nur einge- 
schränkte Rückschlüsse auf das Volu- 
men der Fälschungen im Binnenmarkt 
zu, da naturgemäß der Zoll nicht über 
Zahlen von in den EU-Mitgliedstaaten 
selbst hergestellten Fälschungen ver- 
fügt. Produktpiraterie zielt nicht nur auf 
Luxusartikel. Alle Bereiche des tägli- 

h# 
Hans-Peter Mayer MdEP 

chen Lebens sind be- 
troffen: Lebensmittel, 
Spielzeug, Arzneimittel, 
Pflanzen, Saatgut, Soft- 
ware, DVDs und CDs, Au- 
to- wie Flugzeugersatz- 
teile, Alkoholika, Elek- 
trogeräte, Körperpflege- 
mittel, ja sogar Kon- 
dome gehören zu den 
Objekten der Fälscher- 
begierde. 

Der Entwurf ist zu be- 
grüßen.   Die  zentralen 

Vorschriften  des  Richtlinienentwurfs 
konzentrieren sich im Wesentlichen auf 
das Beweismittel, dessen Beschaffung 
und Sicherung, auf Maßnahmen im Ver- 
fahren    des    einstweiligen    Rechts- 
schutzes und auf Instrumente, die das 
Verfahren in der Hauptsache nach sich 
ziehen kann sowie auf gemeinsame Kri- 
terien für die Berechnung eines Scha- 
densersatzes. Insofern ist auch das Zi- 
vilrecht   betroffen.   Nur  die   Schutz- 
rechtsverletzung, die zu gewerblichen 
Zwecken begangen wird oder einen 
„nachhaltigen Schaden" hervorruft, ist 
Gegenstand der Richtlinie. Es bleibt 
den Mitgliedstaaten überlassen, das 
Unlauterkeitsrecht einzubeziehen oder 
gegen nicht gewerbliche Verletzungen 
auszurichten. 

Orientiert an englischen und franzö- 
sischen Vorbildern ist die Möglichkeit 
der Beschlagnahme scheinbar rechts- 
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verletzender Ware zu Sicherungszwek- 
ken bei Gefahr der Beweismittelver- 
nichtung. Auch das in Deutschland 
schon bekannte Auskunftsrecht findet 
sich wieder. Allerdings enthält der Ent- 
wurf Belegvorlagepflicht. Der Verletzte 
soll als Schadensersatz u.a. das Dop- 
pelte einer fiktiven Lizenzgebühr ein- 
klagen können, um den erlittenen Scha- 
den auszugleichen. Der Ansatz ist po- 
sitiv. Jedoch dürfte er in Deutschland 
unter dem Aspekt des „Strafschadens- 
ersatzes" heftig diskutiert werden. 

Der Entwurf sieht die Strafbeweh- 
rung von „schwerwiegenden" Rechts- 
verletzungen vor, ohne eine konkrete 
Strafandrohung vorzuschreiben. Der 
Ministerrat bestreitet das Bestehen ei- 
ner Kompetenz der Gemeinschaft zum 
Erlass von Harmonisierungsvorschrif- 
ten im Bereich des Strafrechts. Ein 
Rahmenbeschluss der Ministerrats im 
Rahmen der Zusammenarbeit im Be- 

reich Justiz zur Angleichung der spezi- 
fischen Strafrechtsnormen erscheint 
daher sicher. 

Geschützt werden Produktsicher- 
heitstechnologien, die der Anbringung 
von Echtheits-nachweisen dienen. Sie 
müssen für den Verbraucher optisch 
„erkennbar" sein. Häufig sind sie pro- 
duktintegriert, also „unsichtbar". Eine 
Kennzeichnungspflicht könnte da ab- 
helfen. Die Sicherheitstechnologie 
wird im innergemeinschaftlichen Han- 
del aber auch zur Marktabschottung 
durch Anbringung verschlüsselter oder 
nur für den Hersteller erkennbarer 
Merkmale gegenüber dem zulässigen 
Parallelhandel genutzt. Dieser Aspekt 
muss deutlich benanntwerden und Ein- 
zug in die Richtlinie finden. 

Prof. Dr. Hans-Peter Mayer (CDU 
Niedersachsen) ist Mitglied im Aus- 
schuss für Recht und Binnenmarkt des 
Europäischen Parlaments. 

EMILIA  MüLLER: 

Keine pauschale Halbierung des 
Pestizid-Einsatzes 

PRAKTIKABLER  PFLANZENSCHUTZ:  SO  WENIG WIE MöGLICH 

ABER SO VIEL WIE NöTIG 

Pflanzenschutzmittel enthalten wich- 
tige Wirkstoffe, die Kulturpflanzen 

vor Schädlingsbefall und Krankheiten 
schützen. Sie sind daher für eine funk- 
tionierende landwirtschaftliche Erzeu- 
gung unentbehrlich: Ohne entsprechen- 
den Pflanzenschutz kann die Lebens- 
mittelproduktion in Europa nicht sicher- 
gestellt werden. 

Vor diesem Hintergrund hat sich die 
CDU/CSU-Gruppe bei der Abstimmung 
des Europäischen Parlaments über eine 
nachhaltige Nutzung von Pflanzen- 
schutzmitteln klar gegen die überzoge- 
nen Forderungen der sozialistischen Ab- 
geordneten van Brempt ausgesprochen. 

Statt dessen legt die CDU/CSU - im 
Interesse der Risikominimierung - gro- 
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PFLANZENSCHUTZ 
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ßen Wert auf die sinn- 
volle und fachgerechte 
Anwendung von Pflan- 
zenschutzmitteln    so- 
wie   die   kontrollierte 
Entsorgung  von   Ver- 
packungen und Rest- 
beständen. Ein umfas- 
sendes  Angebot  von 
Weiterbildungsmaß- 
nahmen für die Anwen- 
der im Land-, Obst- und 
Weinbau sind vorgese- 
hen. Vermittelt werden 
soll dabei vor allem der sachgerechte 
Umgang mit Geräten, die dem neuesten 
Stand der Technik entsprechen. Paral- 
lel zur konventionellen Landwirtschaft 
seien alternative Anbaumethoden zu 
fördern. Die noch ausstehende Anglei- 
chung der von Mitgliedstaat zu Mit- 
gliedstaat unterschiedlichen Mehrwert- 
steuersätze soll zu fairen Produktions- 
bedingungen in der Landwirtschaft in- 
nerhalb der EU beitragen. 

Folgenden Forderungen der Bericht- 
erstatterin konnten durch die Geschlos- 
senheit der EVP-ED-Fraktion in der Ab- 
stimmung über die Mitteilung der EU- 
Kommission zur nachhaltigen Verwen- 
dung von Pestiziden verhindert werden: 
• ein pauschales Ziel für die Mitglied- 
staaten, den Einsatz von Pflanzen- 
schutzmitteln um 50% zu reduzieren 

die verbindliche Einführung von Steu- 
ern und Abgaben auf Pflanzenschutz- 
mittel 

die Festlegungeines Sicherheitsab- 
standes zwischen landwirtschaftlich 
genutzten Flächen und Wasserläufen 
auf exakt 3 Meter 

Lediglich in Bezug auf den Einsatz 
von Pflanzenschutzmitteln aus der Luft 

hat sich die sozialistische 
Forderung nach einem 
Verbot durchgesetzt. Dies 
könnte eventuell Proble- 
me für den europäischen 
Weinbau in extremen La- 
gen nach sich ziehen. 

Das    Inverkehrbringen 
von Pflanzenschutzmitteln 
ist in Europa umfassend 
geregelt. Die Prüferforder- 
nisse für jeden einzelnen 
Wirkstoff sind dabei - aus 
Gründen des Gesundheits- 

und Umwelt- Schutzes - äußerst um- 
fangreich. Während die Fraktion der So- 
zialisten und der Grünen im Europäi- 
schen Parlament auf eine Überarbeitung 
und weitere Verschärfung der bestehen- 
den Richtlinie drängen, unterstützt die 
CDU/CSU-Gruppe das eigentliche Ziel 
des Kommissionsvorschlags, die beste- 
hende Gesetzgebung mit einer Strategie 
zu ergänzen und Risiken zu minimieren. 

Mit einer pauschalen Anwendungs- 
beschränkung, wie sie die Grünen und 
Sozialisten verlangen, kann dieses bes- 
sere Risikomanagement nicht erreicht 
werden. Im Gegenteil: eine ständige Re- 
duzierung der Aufwandmenge setzt die 
Wirkungssicherheit herab und fördert 
die Bildung von Resistenzen. Verringert 
man langfristig die Aufwandmenge der 
Herbizide, so werden schwerzu bekämp- 
fende Unkräuter gefördert, die dann wie- 
derum nur mit einer höheren Einsatz- 
menge bekämpft werden können. Das 
hilft weder Mensch noch Natur. 

Emilia Müller (CSU) ist Mitglied im 
Ausschuss für Umweltfragen, Volksge- 
sundheit und Verbraucherpolitik und 
war Berichterstatterin der EVP-ED-Frak- 
tion für den o.g. Bericht. 
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Aus   DER   EVP-ED-FRAKTION 

kurz & bündig 
AKTUELLES AUS  DER  EVP-ED-FRAKTION 

• Eine Vision wird Wirklichkeit 
Als eine große historische Entschei- 

dung für Europa hat der Vorsitzende der 
EVP-ED-Fraktion im Europäischen Parla- 
ment, Hans-Gert Pöttering, die Zustim- 
mung des Europäischen Parlaments 
zum Beitritt von zehn neuen Mitglied- 
staaten zur Europäischen Union be- 
zeichnet. Die Einigung Europas unter Ein- 
beziehung der ehemaligen baltischen 
Sowjetrepubliken und Warschauer-Pakt- 
Staaten, Maltas und Zyperns sei zur Zeit 
der ersten Direktwahl des Europäischen 
Parlaments 1979 noch eine großartige 
Vision gewesen. Diese Vision werde nun 
zur politischen Realität Europas. 

• Cotonou-Abkommen über Partner- 
schaft AKP-EU in Kraft getreten 
Das im Juni 2002 abgeschlossene 

Cotonou-Partnerschaftsabkommen 
zwischen der Europäischen Union und 
den assoziierten Staaten Afrikas, der 
Karibik und des Pazifiks (AKP) ist mit 
dem Abschluss des Ratifikatinsprozes- 
ses in Kraft getreten. Es löst damit das 
bisherige Lome-Abkommen von 1975 
mit 77 AKP-Partnerstaaten ab. Der 
stellvertretende Koordinator der EVP- 
ED-Delegation in der Gemeinsamen 
Versammlung AKP-EU, Bashir Khanb- 
hai (GB) sagte, dass dieses Abkommen 
einen wichtigen Beitrag zur Förderung 
der Menschenrechte sowie demokrati- 
scher und rechtstaatlicher Prinzipien 
leiste. Gerade diejenigen Staaten, die 
ihr Äußerstes tun würden, um diese 

Werte zu beachten und zu erfüllen, müß- 
ten mehrZugangzu Hilfen der EU haben 
als jene, die dies nicht täten. Dabei 
müsse insbesondere sichergestellt 
werden, dass EU-Mittel in korrekter 
Weise verwendet werden und nicht für 
Waffenverkäufe oder Korruptionszwek- 
ke mißbraucht würden. Bei der gerade 
abgschlossenen gemeinsamen Ta- 
gung der EU- und AKP-Delegierten in 
Brazzaville, Kongo habe Entwicklungs- 
kommissar Poul Nielson diese Forde- 
rung klar unterstützt und sich dafür aus- 
gesprochen, Staaten mit unsicheren 
politischen Verhältnissen keine langfri- 
stige EU-Unterstützung zukommen zu 
lassen. Infolgedessen sei eine größere 
Flexibilität bei der Budgetierung der Mit- 
tel erforderlich mit dem Ziel, den Mitte- 
leinsatz zu optimieren. 

• EVP-ED-Präsidiumssitzung in Saint 
Etienne 
Auf Einladung der stellvertretenden 

Fraktionsvorsitzenden Francoise Gros- 
setete (F) ist das Präsidium der EVP-ED- 
Fraktion zu einer Sitzung im französi- 
schen Saint Etienne zusammengetre- 
ten. Schwerpunktthemen der Tagung 
waren dabei die Regionalpolitik und die 
nachhaltige Entwicklung, die Sicherheit 
der Bürger sowie die Unternehmen- 
sethik. Gäste der Tagung waren unter 
anderem der französische Agrarmini- 
ster Herve Gaymard, der französische 
Innenminister Nicolas Sarkozy, sein 
portugiesischer Amtskollege Antonio 
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Figueiredo Lopes sowie der Direktor 
von Europol, Jürgen Storbeck. 

• Ausgewogener Frauenanteil in der Politik 
Auf einen Seminar der EVP-ED-Mit- 

glieder im Frauenausschuss des Eu- 
ropäischen Parlaments haben sich die 
Teilnehmerinnen für eine ausgewoge- 
nen Frauenanteil in der Politik ausge- 
sprochen. Die beiden Organisatorinnen 
der Veranstaltung, Rodi Kratsa (GR) und 
Amalia Satori (I), erklärten in Venedig, 
dass sich die Beteiligung der Frauen so- 
wohl in der Politik als auch in der Wirt- 
schaft seit den siebziger Jahren zwar er- 
heblich verbessert habe. So liege der 
durchschnittliche Frauenanteil im Eu- 
ropäischen Parlament inzwischen bei 
guteinem Drittel der Abgeordneten. Den- 
noch gebe es noch immer erheblichen 
Verbesserungsbedarf sowie große Un- 
terschiede zwischen den einzelnen EU- 
Mitgliedstaaten. Während beispielswei- 
se Finnland, Frankreich, Schweden und 
Belgien einen Frauenanteil von vierzig 
Prozent und mehr im Europäischen Par- 
lament  aufzuweisen   hätten,   hinkten 
Griechenland mit 16 Prozent und Italien 
mit nur 11,5 Prozent Anteil der weibli- 
chen Abgeordneten doch noch erheblich 
der allgemeinen Entwicklung hinterher. 
Die   Seminarteilnehmerinnen   kamen 
nach intensiven Vergleichsstudien der 
Situation in den einzelnen Mitgliedstaa- 
ten zu dem Ergebnis, daß gezielte För- 

dermaßnahmen wie freiwillige Quoten- 
systeme oder bessere Kinderbetreu- 
ungsmöglichkeiten am ehesten zu einer 
Verbesserung der Beteiligung von Frau- 
en beitragen würden. 

ERASMUS-Programm weiter vorabringen 
Der Kulturausschuss des Europäi- 

schen Parlaments hat sich in erster Le- 
sung einstimmig für den Bericht der 
französischen     Europaabgeordneten 
Marielle  de Sarnez ausgesprochen 
und damit eine Aufstockung des ERAS- 
MUS-Programms zum Austausch von 
Hochschulstudenten   um  300  statt 
200 Millionen € wie bisher von der EU- 
Kommission   vorgesehen   gefordert. 
Ziel des Programms ist es, den Stu- 
dentenausstausch weiter zu verbes- 
sern und die allgemeine Sprachfähig- 
keit in der EU von einer auf mindestens 
zwei EU-Fremdsprachen auszudehnen. 
Um diese Absicht auch symbolisch zu 
untermauern, soll das bis 2008 ver- 
längerte   Programm   von   ERASMUS 
WORLD in ERASMUS MUNDUS umbe- 
nannt werden. Angesicht der Globali- 
sierung der Bildungssysteme müsse 
ferner die Zusammenarbeit mit Hoch- 
schulen in Drittstaaten verbessert und 
damit die Attraktivität der  Europäi- 
schen Union als Bildungsstandort er- 
höht werden. 

Knut Gölz, EVP-ED-Pressestelle, 
kgoelz@europarl. eu. int 
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